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Seit Menschen über Politik nachdenken, sind
sie von dem Umstand fasziniert, dass Min-
derheiten erfolgreich Macht über Mehrhei-
ten behaupten können. Auch wenn die relati-
ve Leistungsfähigkeit asymmetrischer Macht-
verhältnisse angesichts ihrer stets möglichen
Auswüchse gerade in der Zeitgeschichte häu-
fig Anlass hitziger Kontroversen war, änder-
te dies nichts an ihrem geradezu allegori-
schen Status. So zielt auch Stephan Merl in
seiner als Essay angelegten Studie entschie-
den nicht auf die unleugbare Gewaltdimen-
sion diktatorischer Herrschaft ab – vielmehr
sucht er nach den Gründen ihrer erstaunli-
chen Beständigkeit. Vor diesem Hintergrund
geht er von einer „beträchtliche[n] Bereit-
schaft“ aus, die Diktaturen in Deutschland
und der Sowjetunion „entweder aktiv zu un-
terstützen oder als ›schweigende Mehrheit‹“
zu dulden (S. 8). Mit seinem Fokus auf die
Kommunikationsstruktur der Diktatur möch-
te Merl herrschaftspolitische Anpassungsme-
chanismen unter Stalin und Hitler, des DDR-
Staats und der Sowjetunion nach Stalins Tod
verdeutlichen und klären, wie die Diktaturen
„jenseits ihrer Selbstdarstellung funktionier-
ten.“ (S. 10) Damit entbindet er sich abstrak-
ter und oft ermüdender Definitionsdebatten
und argumentiert stattdessen direkt für die
These, dass es den Diktaturen nach einer ge-
waltsamen Etablierungsphase gelungen sei,
„ihre Herrschaft zu festigen und die Ineffizi-
enz ihrer Organisationsform zu überspielen.“
(S. 15f.).

Der schwer fassbaren und stets ambivalen-
ten Partizipation in der Diktatur geht Merl
in fünf Kapiteln (neben Einleitung und einem
knappen Resümee) nach und liefert damit ei-
ne Geschichte, die gerade nicht auf die errati-
sche Teilung zwischen ‚oben‘ und ‚unten‘ ab-
hebt, sondern für die vertikalen Spielräume
diktatorischer Herrschaft sensibilisiert. Zwar
blieben diese Spielräume stets begrenzt, den-

noch war es – so Merl – für den Bestand der
Diktatur entscheidend, die Beherrschten in ei-
nen Kommunikationsprozess mit den Herr-
schenden zu verwickeln: „Die kommunikati-
ve Strategie der Diktatur verzichtete in der
Regel darauf, dass der Einzelne seine ideo-
logische Überzeugung unter Beweis stellen
musste. Zur Inklusion reichte es hin, darauf
zu verzichten, dem Diktator zu widerspre-
chen, und dies durch die Teilnahme an den
Ritualen immer neu zu bekräftigen.“ (S. 168)
Daraus lässt sich schließlich ableiten, dass ei-
ne erfolgreiche Vermarktung von Scheinpar-
tizipation für den Bestand aller betrachteten
Diktaturen wesentlich war (etwa S. 138f.).

Der Paternalismus ist und war ein entschei-
dendes Signum der Diktatur. Zu ihm gehört
die beinahe gleichnishafte Empörung, die sich
in der Sentenz, ›wenn das der Führer wüsste‹,
vielfach – und gerade nicht ironisch gewen-
det – zu entladen pflegte. Viele Menschen gin-
gen offenbar der staatlich forcierten Illusion
auf den Leim, dass nicht nur die Beherrschten,
sondern gerade auch die Führer selbst Op-
fer unfähiger Lakaien des Systems seien und
deshalb aufrichtiger Zuschriften umso dring-
licher bedürften. Dadurch wurde der Kom-
munikationsfluss zwischen den Führern und
ihren Untertanen gesichert und machtstabi-
lisierende Bündnisse im Kampf gegen ver-
meintlich widerspenstige Feinde begründet.
In Zahlen: „Auf das Jahr gerechnet, verfassten
in allen betrachteten Diktaturen jährlich etwa
zwei Prozent der Bevölkerung Briefe an das
Regime.“ (S. 87) Aufschlussreich ist diesbe-
züglich ein Archivdokument aus dem Früh-
jahr 1919, in dem eine gewisse Anastasija De-
bor einen führenden Mitarbeiter im Rat der
Volkskommissare explizit zur Wiedereinrich-
tung der Mitte des 16. Jahrhunderts unter
Ivan IV., dem Schrecklichen, eingerichteten
Bittschriftenkanzlei anrief. Der Verweis auf
die zaristische Tradition wurde in diesem Fal-
le gerade nicht als ungeschickte Vermischung
einer als überlebt geltenden Herrschaftsform
mit der neuen Republik des Lichts verstan-
den, sondern war im Gegenteil insofern er-
folgreich, als sich eine Antwort mit dem Hin-
weis auf die Einrichtung eines Beschwerdebü-
ros erhalten hat.1
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Der Mangel an Wahlmöglichkeiten begüns-
tigte die Komplizenschaft mit dem System
und brachte sich vielfach als „systemstabili-
sierende Schuldzuweisung“ (S. 91) zum Aus-
druck. Dem Heilsversprechen standen also
nicht allein Feinde entgegen, die es zu eli-
minieren galt, sondern das System verlang-
te geradezu nach dem gemeinschaftlich be-
gangenen Verbrechen. So stellten die Diktatu-
ren durch Rituale, „an denen die gesamte in-
kludierte Bevölkerung teilzunehmen hatte“,
die Bewahrung kollektiver Identität sicher
und konnten „wie Religionsgemeinschaften
ein zeitweiliges Ausbrechen in Formen ›kar-
nevalesken‹ Verhaltens zulassen und daraus
Dauerhaftigkeit erlangen.“ (S. 163f.) Die Ele-
mente, die Merl zufolge den betrachteten Dik-
taturen Stabilität verliehen, waren jedoch zu-
gleich auch ihre belastendste Hypothek. So
schien zwar der Sieg über den Faschismus in
Europa zunächst für die Utopie der Gleich-
heit zu sprechen. Allerdings geriet das irisie-
rende Versprechen ins Wanken, als sich seine
Verkünder auf allzu konkrete Zusagen gegen-
über ihren Untertanen einließen. Somit ge-
fährdeten die Geheimrede Chruschtschows,
das Konsumversprechen und vor allem auch
die Ankündigung über den bevorstehenden
Kommunismus den verankerten Paternalis-
mus (bes. S. 114–120).

Schließlich ging Gorbatschow noch einen
Schritt weiter, als er den Weg zur Utopie
nicht mehr allein dem Kompetenzbereich der
Staatsführer vorbehielt und stattdessen im
Jahre 1986 die Bevölkerung aufforderte, „öf-
fentlich zu diskutieren, wie der Kommunis-
mus erreicht werden könne und welche Feh-
ler bei dieser Aufgabe zuvor gemacht worden
waren.“ (S. 145) Damit hatten sich die Lenker
des utopischen Staates selbst entblößt. In den
folgenden Monaten entglitt der Führung zu-
sehends der bisher relativ erfolgreich gesteu-
erte Kommunikationsprozess. Während zu-
vor die Stabilität der Diktatur darin bestan-
den hatte, die Kommunikation vertikal zu
lenken, wurde sie nun um den horizonta-
len Austausch der Bevölkerung untereinan-
der erweitert. In „diesem Prozess verlor die
Bevölkerung den Glauben an den gerechten
Herrscher und das Vertrauen in die Führung
[. . . ]“ (S. 150). Was als radikaler Politikwan-
del zum Wohle des Staates beabsichtigt war,

kehrte sich alsbald in sein Gegenteil und griff
auf die Bruderländer über. Damit setzt Ste-
phan Merl den Zusammenbruch der DDR in
den angemessenen Kontext und rüttelt unauf-
geregt an inzwischen etablierten nationalro-
mantischen Mythen. So wurde die Entzaube-
rung des kommunistischen Paradiesverspre-
chens nicht so sehr durch die demonstrati-
ve Freiheitsliebe der Menschen entschieden;
vielmehr mussten die Blockstaaten schmerz-
lich erfahren, dass der Wahlspruch, von der
Sowjetunion lernen, heißt siegen lernen, auch
unter verändertem Vorzeichen seine Gültig-
keit behielt.
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